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Kleine Anfrage 80 

der Abgeordneten Dr. Rinke, Schütz und Genossen 


betr. Ausländerausgleich auf Bundesebene 


Von den rund 240000 Ausländern, die als heimatlose Ausländer 
oder ausländische Flüchtlinge dauernd in der Bundesrepublik ver- 
bleiben, lebt der relativ größte Teil — mehr als 70000 Personen — 
in Bayern. Davon sind ca. 4500 Ausländer noch in Lagern wohn- 
haft, während etwa 14000 in den bisher im Rahmen des Kasernen- 
räumungsprogramms errichteten W ohnsiedlungen untergebracht 
werden konnten. 

Die Eingliederung dieser Ausländer bereitet größte Schwierigkeiten. 
Fiierbei muß an erster Stelle die ungünstige Wirtschaftsstruktur 
Bayerns genannt werden. Die Errichtung der DP- Wohnsiedlungen 
an häufig aussichtslosen Standorten erschwert das Problem um ein 
Weiteres. Diese Umstände hatten zur Folge, daß bisher lediglich 
10,9 V. Fi. der ausländischen Lagerinsassen in Arbeit vermittelt 
werden konnten; die Zahl der Beschäftigten in den Wohnsiedlungen 
ist noch niedriger und beträgt nur 6,9 v. Fi. 

Es kann bereits jetzt festgestellt werden, daß die Eingliederung 
dieses Personenkreises in den Arbeitsprozeß nicht mit Landesmitteln 
gelöst werden kann und nur im Wege eines umfassenden Ausländcr- 
ausgleichs auf Bundesebene zu erreichen sein wird, der auch auf 
die DP- Wohnsiedlungen ausgedehnt werden müßte. 

Ein weiteres Problem bildet die Weiterbehandlung der im Sammel- 
lagcr für Ausländer, Nürnberg, zurückgebliebenen Personen, deren 
Ersuchen um Gewährung des Asyls abgelehnt werden mußte. Die 
Zahl dieser Personen nimmt dauernd zu und hat sich im Laufe 
der letzten Monate von 130 auf 200 vergrößert. Sollte es in ab- 
sehbarer Zeit nicht möglich sein, diese Frage einer zufrieden- 
stellenden Lösung zuzuführen, besteht die Gefahr, daß in Nürnberg 
ein zweites VALKA-Lager entsteht und die im Sammellagcr ver- 
bleibenden Ausländer darüber hinaus die dortigen Unterkünfte 
blockieren und den Fortgang des Überprüfungsverfahrens behindern. 
Dazu kommt noch, daß der Verbleib dieser Personen im Sammel- 
lager auf die Dauer eine unzumutbare Belastung der bayerischen 
Finanzen verursachen würde. 


Druck: Bucbdruckerel Peter Meier, Buisdorf /Siegburg 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20 

Telefon 3551 



Wir fragen die Bundesregierung; 

1. Welche Schritte hat die Bundesregierung bisher unternommen 
und was gedenkt sie in Zukunft zu tun, um einen Ausländcr- 
ausglcich auf Bundesebene zu verwirklichen? 

2. '^e gedenkt die Bundesregierung die Frage der Verteilung der 
im Sammcllager verbliebenen abgelehnten Ausländer auf die 
übrigen Bundesländer zu lösen? 

Bonn, den 19. Juni 1954 
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